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wendet, soll das positiv und deutlich in seinem leistungs­
abhängigen Lohn und Gehalt spüren.“4

Das ist auch die Grundorientierung, wenn die Gerichte 
Streitfälle über Lohn und Prämie zu entscheiden haben, weil 
sie so dem Leistungsprinzip als dem grundlegenden Vertei­
lungsprinzip im Sozialismus entsprechen.

Gelegentlich stoßen, die Gerichte auch auf den vom 
11. FDGB-Kongreß kritisierten Zustand, daß es mit der An­
wendung der neuen qualitativen Kennziffern noch schleppend 
vorangeht. Sie können zwar veraltete oder nicht beeinfluß­
bare Kennziffern nicht im Gerichtsverfahren ersetzen, haben 
aber durch Gerichtskritiken und Hinweise auf eine Änderung 
durch die Betriebe selbst hinzuwirken.

V
Mit einer bürgernahen, rationellen und effektiven Arbeits­
weise haben die Gerichte in allen Arbeitsrechtsverfahren 
dazu beizutragen, die Wirksamkeit des Arbeitsrechts im 
Interesse des Leistungsanstiegs und der Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen zu er­
höhen.

Das geschieht insbesondere unter der Zielsetzung,
— neu herangereifte Fragen rasch zu erkennen und auf der 

Grundlage des Rechts zu lösen;
— die Verantwortung der Leiter für eine klare Aufgaben­

stellung und eine gute Organisation der Arbeit zu stärken 
und sie dabei zu unterstützen;

— stets sorgfältig auf die Anliegen der Werktätigen zu 
achten und ihnen zu helfen, ihre Rechte wahrzunehmen 
und ihre Pflichten zu erfüllen;

— die Zusammenarbeit mit den örtlichen Staatsorganen und 
den Gewerkschaftsvorständen weiter zu vertiefen.
Vor allem durch dem Geist und Buchstaben des Gesetzes 

entsprechende und überzeugend begründete Entscheidungen 
ist noch stärker auf die eigenverantwortliche Verwirklichung 
des Rechts Einfluß zu nehmen, die breite gesellschaftliche 
Aktivität für Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu unter­
stützen, die Qualitätsarbeit zu fördern, auf den sorgsamen 
Umgang mit den Maschinen und Anlagen sowie auf spar­
same Energie- und Materialverwendung zu orientieren und 
zum umfassenden Schutz des sozialistischen Eigentums 
beizutragen. _

Gute Arbeitsleistungen, hohe Disziplin, Schutz des sozia­
listischen Eigentums, die initiativreiche Wahrnehmung der 
Verantwortung für die Arbeitsaufgaben gehören zur Arbeits­
ehre jedes Werktätigen. Im Umgang mit moderner Technik, 
bei der Arbeit mit Schlüsseltechnologien, im Kampf um hohe 
Arbeitsproduktivität und bei schöpferischer Neuererarbeit ent­
wickelt sich die Verantwortung der Werktätigen im Arbeits­
prozeß. Diesen Prozeß haben auch die staatlichen Gerichte 
und Konfliktkommissionen mit ganzer Kraft zu fördern, 
wenn sie in entsprechenden Verfahren bzw. Beratungen zu 
entscheiden und die Ergebnisse auszuwerten haben sowie 
überzeugend das sozialistische Recht erläutern. In Verfahren 
wie z. B. wegen arbeitsrechtlicher materieller Verantwort­
lichkeit ist immer zu beachten, daß die exakte Feststellung 
der Verantwortlichkeit nicht nur im konkreten Fall, sondern 
auch für die allgemein vorbeugende Wirkung von weit­
reichender Bedeutung ist.

Deshalb sind auch Hinweise auf Ursachen und begünsti­
gende Bedingungen für Pflichtverletzungen und für das 
Entstehen von Schäden den Leitern mit der Forderung zu 
vermitteln, für deren nachhaltige Beseitigung Sorge zu tragen. 
In den gebotenen Fällen sind Gerichtskritiken auszusprechen 
sowie die Konfliktkommissionen dabei zu unterstützen, im 
Zusammenhang mit Aussprachen oder im Ergebnis von Be­
ratungen an Leiter Empfehlungen zur Festigung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit zu geben. Verhandlungen vor 
gezielter Öffentlichkeit sowie Verfahrensauswertungen sind 
unter Beachtung der Erfordernisse der vollen Nutzung des 
Arbeitsvermögens vorzusehen, wenn aus dem Verfahrens­
gegenstand Verallgemeinerungen geboten oder Arbeitskollek­
tiven Hinweise und Anregungen für die Arbeit zu geben sind. 
Auch dabei geht es darum, eingeordnet in die breiten gesell­
schaftlichen Aktivitäten nach dem 11. FDGB-Kongreß noch 
umfassender an die Bereitschaft der Werktätigen anzu­
knüpfen, sich im Kombinat und Betrieb für Recht und 
Gesetzlichkeit einzusetzen, um gerade unter den Bedingungen 
der dynamischen Entwicklung von Wissenschaft und Technik 
hohe Rechtssicherheit, Verläßlichkeit, industrielle Disziplin, 
ein schöpferisches Arbeitsklima, Arbeitsfreude und Leistungs­
wachstum zu fördern.

4 H. Tisch, ND vom 23. April 1987, S. 4.
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Rechtskundeunterricht an Schulen
Volksfremdheit des Rechtes und Rechtsfremdheit des Volkes müs­
sen überwunden werden. Dem Recht die Volksfremdheit zu neh­
men ist Aufgabe von Gesetzgebung, Rechtsprechung und Wissen­
schaft; sie kann aber nur gelöst werden, wenn die Rechtsfremd­
heit des Volkes beseitigt wird. Das aber ist Sache der Schule und 
der Erwachsenenbildung. ...

Die Schule hätte diese Aufgabe von zwei Seiten in Angriff zu 
nehmen. Erstens sollte ihr Gesamtunterricht sich in allen weltan­
schaulich bestimmten Fächern zum Ziel setzen, das Gefühl für 
Recht und Unrecht im Kinde zu wecken. ... Zweitens müßte den 
älteren Schülern, bei denen schon die Möglichkeit des logischen 
Verständnisses für rechtliche Probleme besteht, ein systematischer 
Überblick über die Grundfragen der deutschen Rechtsordnung ge­
währt werden. Dieser rechtskundliche Unterricht sollte im 9. Schul­
jahr der Einheitsschule und im 1. Schuljahr der Berufsschule er­
setzen und bis zur Beendigung der Schulpflicht durchgeführt wer­
den. Seine Aufgabe wäre, die Schüler zu überzeugen, daß und 
wie sich im Laufe der Menschheitsgeschichte bestimmte Grundnor­
men naturrechtlicher Art entwickelt haben, die keine positive 
Rechtsordnung verletzen darf, ohne zur Unrechtsordnung zu wer­
den. ... Es wäre zu zeigen, daß das Recht die Aufgabe hat, In­
teressenkonflikte gerecht auszugleichen, deren Charakter sich mit 
der Form der Gesellschaftsordnung, in der sie entstehen, meist 
grundlegend ändert, daß also auch ein großer Teil der Rechtsnor­
men, die dem Richter den Anhaltspunkt zur Lösung des Einzelfal­
les bieten, sich mit der sozialen Ordnung wandeln muß. Der 
Sinn für das Bedürfnis nach Rechtssicherheit wäre zu wecken. ...
Dr. Wolfgang Ab e n d r  о t h  (Oberjustizrat in der Deutschen Justiz­
verwaltung), „Über die Notwendigkeit rechtskundlichen Unterrichts 
in Schule und Volkshochschule“, NJ 1947, Heft 7, S. 159 f.

Arbeitseinsatz zur Bewährung statt Strafvollzug
Seit über einem Jahr werden in Brandenburg erstmalig verurteilte 
Menschen, deren Straftaten auf Not oder Unbesonnenheit zurück­
zuführen sind, von der Verbüßung der über sie verhängten Frei­
heitsstrafe entbunden, wenn sie als freie Arbeiter in besonders 
lebenswichtigen Unternehmungen der öffentlichen Hand einen Be­
währungseinsatz ableisten. Anlaß zu dieser Maßnahme gaben vor 
allem die außerordentlichen Schwierigkeiten, die sich der Durchfüh­
rung eines sinnvollen Strafvollzuges entgegenstellten. ... Das 
Problem einer sinnvollen Arbeitsbeschaffung für die Gefangenen 
erschien praktisch kaum lösbar, weil maschinelle Einrichtungen und 
teilweise sogar die primitivsten Arbeitsgeräte nicht vorhanden wa­
ren. ...

Unter den Verurteilten befand sich eine weit größere Anzahl 
von Erstbestraften, als sie jemals^ in Normalzeiten zu verzeichnen 
war. Es erschien höchst untunlich, alle diese Menschen einem unter 
so unzulänglichen Umständen verlaufenden Strafvollzug zu unter­
ziehen. ...

Die brandenburgische Justizverwaltung ist deshalb den Weg des 
Arbeitseinsatzes zwecks Bewährung gegangen. Sie wurde um so 
nachdrücklicher auf diesen Weg verwiesen, als zahlreiche besonders 
dringende und lebenswichtige Unternehmungen der öffentlichen 
Hand ins Stocken zu geraten drohten, weil es ihnen an Arbeits­
kräften fehlte. Es schien ein lohnender Versuch zu sein, an diesen 
Stellen Erstbestrafte als Schwerarbeiter einzusetzen, um sie auf 
diese Weise zu ehrlicher und pflichtgetreuer Tätigkeit zu erzie­
hen.

Der Kreis der Bewährungsarbeiter wurde zunächst auf Erstbe­
strafte mit Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr begrenzt. Gröblich 
asoziale Elemente wurden vom Einsatz ausgeschlossen. Die Mel­
dung zum Einsatz beruht stets auf freiem Willen. Die Einsatzzeit 
wurde auf die Hälfte der Strafzeit bemessen. Es ist dies eine sehr 
weitgehende Vergünstigung, die auf der Erwägung beruht, daß es 
eines besonders starken Anreizes bedurfte, um möglichst viele 
Erstbestrafte zur Meldung zu veranlassen. Es stand zu befürchten, 
daß mancher haltlose oder verwahrloste Mensch den Aufenthalt 
im Gefängnis der Schwerarbeit als freier Arbeiter vorziehen würde, 
wenn ihm nicht eine wesentliche Verkürzung der Einschränkung 
seiner persönlichen Freiheit gewinkt hätte. ...

Alle in solchem Bewährungseinsatz tätigen Personen sind freie 
Arbeiter, die den gleichen Lohn erhalten wie ihre übrigen Arbeits­
kameraden und die auch, soweit sie Schwerarbeit verrichten — und 
dies ist zumeist der Fall —, die Lebensmittelkarten der Stufe II, ge­
gebenenfalls sogar der Stufe I erhalten. ...
Walter H o e n i g e r  (Ministerialdirektor im Justizministerium des 
Landes Brandenburg), „Bewährungseinsatz statt Strafvollzug“, NJ 
1947, Heft 8/9, S. 178 ff.


